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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Xr. 29. Den 


(Nr. 4681.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. April 1857., betreffend die Aufhebung der Anmer⸗ 
f kung 3. des Gebuͤhrentarifs für die Koͤnigl. Preußiſchen Konſulate vom 
10. Mai 1832. (Geſetz⸗Sammlung für 1832. ©. 173.). 


Ja beſtimme auf Ihren Bericht vom 1. d. M. in Betreff der Gebuͤhren 
des dieſſeitigen Konſulats zu Helſingör, unter Aufhebung der fruͤheren Beſtim⸗ 
mungen vom 12. Maͤrz 1829. und 24. Januar 1845., desgleichen der Anmer⸗ 
kung 3. des Konſular-⸗Gebuͤhrentarifs vom 10. Mai 1832., daß, mit dem 
Aufhoͤren der Klarirung im Sunde, auch bei dem gedachten Konſulat fuͤr Be⸗ 
rechnung der allgemeinen Konſulatsgebuͤhr lediglich die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen des Tarifs vom 10. Mai 1832., ſoweit ſich dieſelben auf Oſtſeehaͤfen be⸗ 
ziehen, in Anwendung kommen ſollen. Ich uͤberlaſſe Ihnen, hiernach das 
Weitere anzuordnen. 


Potsdam, den 8. April 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
An den Miniſterpraͤſidenten und Miniſter der auswaͤrtigen 


Angelegenheiten und den Miniſter fuͤr Handel, Ge— 
werbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1857. (Nr. 46814682.) 56 (Nr. 4682.) 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Juni 1857. 


—: 


(Nx. 4682.) Publikationspatent über den Beſchluß der Deutſchen Bundesverſammlung vom 
8 12. März 1857. zur Erweiterung der Beſtimmungen des Bundesbeſchluſſes 
ed e vom 22. April 4841. zum Schutze der inlaͤndiſchen Verfaſſer dramatifcher 
und muſikaliſcher Werke gegen unbefugte Auffuͤhrung und Darſtellung der: 

ſelben. Vom 4. Mai 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ic. i 


thun kund und fuͤgen hiemit zu wiſſen: 


Da die zum Deutſchen Bunde vereinigten Regierungen zur Erweiterung 
der Beſtimmungen des Bundesbeſchluſſes vom 22. April 1841. zum Schutze 
der inlaͤndiſchen Verfaſſer dramatiſcher und muſikaliſcher Werke gegen unbe⸗ 
fugte Aufführung und Darſtellung derſelben (Geſetz-Sammlung für 1841. 
©. 385.) in der zehnten Sitzung der Bundesverſammlung vom 12. März d. J. 
uͤber folgenden Beſchluß uͤbereingekommen ſind: 


Die durch den Bundesbeſchluß vom 22. April 1841. zum Schutze 
der inlaͤndiſchen Verfaſſer dramatiſcher und muſikaliſcher Werke gegen 
unbefugte Aufführung und Darſtellung derſelben im Umfange des Bun⸗ 
desgebietes vereinbarten Beſtimmungen werden wie folgt erweitert: 


1) Die öffentliche Aufführung eines dramatiſchen oder muſlkaliſchen Wer⸗ 
kes im Ganzen oder mit Abkuͤrzungen darf nur mit Erlaubniß des 
Autors, ſeiner Erben oder ſonſtigen Rechtsnachfolger ſtattfinden, 0 
lange das Werk nicht durch den Druck veröffentlicht worden iſt. Das | 
ausſchließende Recht, dieſe Erlaubniß zu ertheilen, ſteht dem Autor 
lebenslaͤnglich und ſeinen Erben oder ſonſtigen Rechtsnachfolgern noch 
zehn Jahre nach ſeinem Tode zu. 


2) Auch in dem Falle, daß der Autor eines dramatiſchen oder muſika— 
liſchen Werkes fein Werk durch den Druck veröffentlicht, kann er 
ſich und feinen Erben oder ſonſtigen Rechtsnachfolgern das ausſchlie⸗ 
ßende Recht, die Erlaubniß zur öffentlichen Auffuͤhrung zu ertheilen, 
durch eine mit ſeinem darunter gedruckten Namen verſehene Erfld- 
rung vorbehalten, die jedem einzelnen Exemplare ſeines Werkes auf 
dem Titelblatte vorgedruckt ſein muß. Ein ſolcher Vorbehalt bleibt 

wirkſam auf Lebenszeit des Autors ſelbſt und zu Gunſten feiner Gr: 


= oder ſonſtigen Rechtsnachfolger noch zehn Jahre nach feinem 
ode, 
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— 


Dem Autor oder deſſen Rechtsnachfolgern ſteht gegen Jeden, welcher 
deſſen ausſchließendes Recht durch öffentliche Auffuͤhrung eines noch 
nicht durch den Druck veröffentlichten, oder mit der unter Ziffer 2. 
erwaͤhnten Erklaͤrung durch den Druck veroͤffentlichten i 
f oder 


2. 


oder muſikaliſchen Werkes beeinträchtigt, Anſpruch auf Entſchaͤdi⸗ 
gung zu. N 

4) Dieſe erweiterten Beſtimmungen werden vom 1. Juli 1857. an in 
Wirkſamkeit geſetzt werden. i 

5) Ziffer 1. 2. und 3. des Bundesbeſchluſſes vom 22. April 1841. find 
hiernach aufgehoben, wogegen es bei Ziffer 4. hinſichtlich der Ent⸗ 
ſchaͤdigungen ꝛe. fein Bewenden behaͤlt. 


ſo bringen Wir dieſe, unter ſaͤmmtlichen Deutſchen Regierungen getroffene Ver⸗ 
einbarung hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß, und verordnen zugleich, daß Un⸗ 
ſere Behoͤrden und Unterthanen, nicht blos in Unſeren zum Deutſchen Bunde 
gehoͤrenden Landen, ſondern auch in den uͤbrigen Provinzen Unſerer Monarchie, 
ſich danach zu achten haben. | : 


So gefchehen und gegeben Potsdam, den 4. Mai 1857. 
. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. Simons. v. Raumer. 


(Fr. 4683.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den mit der Wilhelmsbahngeſellſchaft unterm 
22. April 1857. abgeſchloſſenen Betriebsuͤberlaſſungs-Vertrag. Vom 
4. Mai 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. N 


Nachdem mit der Wilhelmsbahngeſellſchaft unterm 22. April 1857. der 
anliegende Vertrag abgeſchloſſen iſt, wollen Wir, unter landesherrlicher Be⸗ 
ſtätigung der darin enthaltenen Statutaͤnderungen, dieſen Vertrag hiemit ge⸗ 
nehmigen, auch zugleich in Gemaͤßheit des F. 13. deſſelben eine Vermehrung 
des Anlagekapitals der Geſellſchaft hierdurch dahin geſtatten, daß nach einem vom 
Handelsminiſter feſtzuſtellenden Schema bis auf Höhe von 1,500,000 Thaler 
Stamm⸗Prioritaͤtsaktien ausgegeben werden, welche fir das laufende Jahr mit 
fünf Prozent aus dem Baufonds zu verzinſen find, vom 1. Januar 1858. ab 
aber gleich den bereits vorhandenen Stammaktien an den Dividenden Theil 
nehmen, jedoch mit dem Vorzugsrechte, daß, wenn der verfuͤgbare Reinertrag 
zur Gewährung von vollen fünf Prozent auf alle Stamm⸗ und Stamm⸗Prio⸗ 
ritaͤts⸗Aktien nicht zureicht, auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien fuͤnf Prozent Di⸗ 
vidende vorab gezahlt werden, auch den Inhabern der betreffenden Dividenden⸗ 
(Ac. 46824683.) 5 96* ſcheine 
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ſcheine dasjenige, was etwa für ein Betriebsjahr weniger als fünf Prozent 
auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien vertheilt iſt, aus dem auf die uͤbrigen Stamm⸗ 
Aktien fallenden Reinertrage der naͤchſtfolgenden Jahre nachgezahlt werden muß. 


Dieſe Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. N i N 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 4. Mai 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
i v. d. Heydt. Simons. 


Vertrag 


zwiſchen der Staatsregierung, vertreten durch den Königlichen 

Eiſenbahnkommiſſarius, Geheimen Regierungsrath v. Noſtitz zu 

Breslau, einerſeits, und der Wilhelmsbahngeſellſchaft, vertreten 

durch die in der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 
22. April 1857. erwählte Kommiſſion, andererſeits. 


Si 


Der Staat uͤbernimmt fuͤr Rechnung der Wilhelmsbahngeſellſchaft die 
weitere Ausfuͤhrung des Baues, ſowie die Verwaltung und den Betrieb ſaͤmmt⸗ 
licher, das Wilhelms-Eiſenbahnunternehmen bildenden Bahnunternehmungen, 
Fi ine weitere Beſchraͤnkung, als in dieſem Vertrage felbft naher be 

immt iſt. 9 5 


§. 2. 


Zu dem Ende wird eine Koͤnigliche Direktion, welche innerhalb des ihr 
zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die Rechte und Pflichten einer ee 
örde 
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hoͤrde haben ſoll, Seitens des Staats beſtellt, welchem vorbehalten bleibt, den 
Namen und den Sitz derſelben zu beſtimmen und jederzeit abzuaͤndern. 


Auf die Koͤnigliche Eiſenbahndirektion gehen alle, in dem Geſellſchafts⸗ 
Statute und deſſen Nachtraͤgen, den Geſellſchaftsbehoͤrden und der General⸗ 
Verſammlung beigelegten Befugniſſe und Obliegenheiten, mit Ausnahme der in 
den HH. 8. und 10. dieſes Vertrages ſpeziell gedachten Falle, über. Die Koͤ⸗ 
nigliche Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft und vertritt dieſelbe gericht⸗ 
lich und außergerichtlich. f 


Die Koſten dieſer Verwaltung (Gehaͤlter, Reiſe- und Buͤreaukoſten) wer⸗ 
den aus den Fonds der Geſellſchaft beſtritten, jedoch bleibt dem Staate vor⸗ 
behalten, der Direktion auch die Leitung des Baues und Betriebes anderer 
Bahnen mit zu uͤbertragen, in welchem Falle die Gehaͤlter und ſonſtigen Koſten 
der Centralverwaltung nach Verhaͤltniß der Meilenzahl der verwalteten Bah⸗ 
nen unter die verſchiedenen Eiſenbahnunternehmungen vertheilt werden. Die 
vertragsmaͤßigen Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen, insbeſondere 
auch der vorhandenen Beamten der Geſellſchaft, erleiden durch die Uebernahme 
der Verwaltung der Wilhelmsbahn Seitens des Staates und durch die Ein⸗ 
ſetzung der Koͤniglichen Direktion keine Aenderung. 


H. 3. 


Um der Geſellſchaft eine Mitwirkung bei Ausfuͤhrung der Bauten und 
bei Leitung des Unternehmens zu gewaͤhren, ſoll ein Verwaltungsrath von 
ſechs Mitgliedern und drei Stellvertretern gewaͤhlt werden. Die Mitglieder 
und die Stellvertreter muͤſſen wenigſtens zehn Aktien beſitzen, welche während 
der Amtsdauer bei der Koͤniglichen Direktion deponirt werden. Mindeſtens 
fünf dieſer Perſonen muͤſſen den im $. 36. des Statuts beſtimmten Wohnſitz 
haben. Tritt hierin im Laufe eines Jahres eine Vakanz ein, ſo ergaͤnzt ſich 
der Verwaltungsrath durch eigene Wahl. Der ſo Gewaͤhlte fungirt bis zur 
naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung. f 


H. 4. 


Dieſer Verwaltungsrath (H. 3.) wird durch die Generalverſammlung 
der Aktionaire gewaͤhlt. 

Mit dem Erſten des auf die ordentliche Generalverſammlung des Jah⸗ 
res 1859, folgenden Monats ſcheidet ein Drittel der gewaͤhlten Mitglieder und 
Stellvertreter, und demnaͤchſt jährlich mit dem Erſten des auf die ordentliche 
Generalverſammlung folgenden Monats ein Drittel ſowohl der Mitglieder als 
der Stellvertreter aus. 

Dieſes Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter und, ſoweit letzteres von 


gleicher Dauer iſt, durch das Loos. i 
(Ar. 4683.) Die 
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Die Auslooſung wird vier Wochen vor der ordentlichen Generalverſamm⸗ 


lung durch den Verwaltungsrath ſelbſt vorgenommen. Die Ausſcheidenden ‚a 


find wieder wählbar. 


5: 


Der Verwaltungsrath wahlt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben. » 


H. 6. 


Die Stellvertreter haben das Recht und die Pflicht, allen Verhandlun⸗ 
gen des Verwaltungsrathes beizuwohnen und ihre Anſicht uͤber die verhandel⸗ 
ten Gegenſtaͤnde auszuſprechen. Sie haben aber nur inſoweit eine entſcheidende 

Stimme, als eines oder mehrere Mitglieder des Verwaltungsrathes an der 
Verſammlung Theil zu nehmen gehindert ſind. In einem ſolchen Falle treten 
die Stellvertreter nach der Reihenfolge der Stimmenzahl, durch welche ſie von 
der Generalverſammlung erwaͤhlt worden ſind, in Funktion. 


Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden des Ver⸗ 
waltungsrathes zu ziehende Loos die Reihenfolge der Stellvertreter. Im Uebri⸗ 
gen findet auf die Mitglieder des Verwaltungsrathes und deren Stellvertreter 
H. 46. des Statuts Anwendung. 


H. 7. 


5 Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf moͤglichſt zeitige ſchriftliche 
Einladung feines Vorſitzenden, fo oft dieſer es noͤthig erachtet, oder die Di⸗ 
rektion darum erſucht, oder mindeſtens drei Mitglieder einen motivirten Antrag 
hierauf richten. 5 i f vorn 

Die Gegenftände der Berathung muͤſſen in der Einladung bezeichnet 
werden. Die Beſchluͤſſe werden kollegialiſch gefaßt. Bei Gleichheit der Stim⸗ 
men giebt die des Vorſitzenden den Ausſchlag. Zur Beſchlußfaͤhigkeit bedarf 
es der Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern oder Stellvertretern. 


H. 8. 


In allen wichtigen Angelegenheiten, insbeſondere bei Beſchaffung des 
Mehrbedarfs zur Vollendung der verſchiedenen Bahnbauten, bei Ausſchreibung 
der Einzahlungen auf die Aktien, bei Bemeſſung der dem Reſervefonds zu 
überweifenden Summen, bei der Feſiſtellung und Abänderung der Fahrpläne 
und der Tarife, ſowie bei Feſtſetzung der Dividenden iſt der Verwalkungsrath 
mit feinem Gutachten zu hören, und — dringend eilige Faͤlle ausgenommen t 

0 . 
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iſt feine abweichende Anficht von der Königlichen Direktion dem Miniſterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zur Entſcheidung einzureichen. 


5 Vor dem Beginn eines neuen Bahnbaues iſt das Gutachten des Ver⸗ 
waltungsrathes in Betreff der Richtung der Bahnlinie, bevor fir dieſelbe die 
Genehmigung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
(Geſetz vom 3. November 1838. $ 4.) nachgeſucht wird, ſowie uͤber alle für 
Rechnung der Geſellſchaft auszuführenden Bauten, einzuholen, uͤber welche ihm 
deshalb die betreffenden Pläne, Zeichnungen und Koſtenanſchlaͤge von der Koͤ⸗ 
niglichen Direktion rechtzeitig vorzulegen ſind. 


H. 9. 


Diem Verwaltungsrath wird nach vollendetem Bau jeder der betreffen⸗ 
den Bahnſtrecken die bezuͤgliche Baurechnung und uͤber den Betrieb des Unter⸗ 
nehmens in der erſten Haͤlfte des auf das betreffende Betriebsjahr folgenden 
Jahres die Betriebsrechnung mitgetheilt. 


Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch 
die Königliche Direktion ſelbſt erledigt werden, werden durch den Verwaltungs⸗ 
rath dem Königlichen Miniſterium für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbei⸗ 
ten vorgelegt, welchem daruͤber die ſchließliche Entſcheidung zuſteht. 


$. 10. 


d Die Generalverſammlungen werden von dem Vorſitzenden des Verwal⸗ 
tungsrathes berufen und in Ratibor abgehalten. 


Im dritten Quartale jedes Jahres findet die ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung ſtatt, in welcher der Geſchaͤftsbericht der Koͤniglichen Direktion fuͤr das 
verfloſſene Jahr, ſowie der Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Pruͤfung 
der Rechnung des verfloſſenen Jahres, unter Vorlegung des Rechnungsab⸗ 
ſchluſſes erſtattet, ferner auch die Erſatzwahl für die mit dem Erfien des fol⸗ 
genden Monats ausſcheidenden Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungs⸗ 
rathes vorgenommen wird. In Angelegenheiten der Verwaltung und des Be⸗ 
triebes, ſowie der Ausführung von bereits beſchloſſenen Bahnen ſteht der Ge⸗ 
neralverſammlung eine fuͤr die Direktion bindende Beſchlußnahme nicht zu. 
ins Dagegen konnen ohne Genehmigung der Generalverſammlung nicht ſtatt⸗ 

nden: 

a) Aenderungen und Ergaͤnzungen dieſes Vertrages, ſowie des Geſellſchafts⸗ 
Statuts; 

b) Erwerb fremder und Anlage neuer Bahnen; 

c) Betheiligung der Geſellſchaft an anderen Bahnunternehmungen, Ueber⸗ 


nahme des Transportes auf fremden Bahnen; 
(Ir. 4683.) . d) Auf⸗ 
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d) Auflöfung der Geſellſchaft oder Fuſion derſelben mit anderen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaften. N 


ö Zur Gültigkeit: der Beſchluͤſſe in den vorſtehend sub a. b. c. und d. 
genannten Faͤllen bedarf es der Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen 
und der Genehmigung des Staats, während bei den gewöhnlichen Geſchaͤfts⸗ 
Angelegenheiten der ordentlichen Generalverſammlung die abſolute Mehrheit 
der vertretenen Stimmen genuͤgt und bei Stimmengleichheit die Stimme des 
Vorſitzenden des Verwaltungsrathes den Ausſchlag giebt. 


$. 11, 


Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes 
erfolgt nach den Beſtimmungen des F. 32. des Geſellſchaftsſtatuts mit der 
ſich von ſelbſt ergebenden Einſchraͤnkung auf ein nur zweifaches Skrutinium. 


$. 12; 


Das Protokoll in den Generalverſammlungen, welchem ein von dem 
Syndikus oder Notar zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktio⸗ 
naire und deren Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft 
für den Inhalt der gefaßten Beſchluͤſſe, wird durch den Syndikus der Geſell— 
ſchaft oder einen Notar geführt und von den anweſenden Direktions- und Ber: 
waltungsraths⸗Mitgliedern reſp. Stellvertretern vollzogen. Den Vorſitz in den 
Generalverſammlungen fuͤhrt der Vorſitzende des Verwaltungsrathes. 


$. 13. 


Zur Beſchaffung des Geldbedarfs, welcher zur Vollendung der Bauten 
und zur gehörigen Ausruͤſtung und Inſtandhaltung des Unternehmens der Wil⸗ 
helmsbahngeſellſchaft, ſowie zur Erfuͤllung von ſonſtigen Verbindlichkeiten der⸗ 
ſelben erforderlich ſind oder werden, iſt die Koͤnigliche Direktion befugt, nach 
Anhoͤrung des Verwaltungsrathes, ſowohl neue Stammaktien, als auch neue 
Prioritäts-DObligationen auszugeben und nach beſtem Ermeſſen zu verwerthen. 
Für den naͤchſten Baubedarf follen jedoch nach Anhörung des Verwaltungs⸗ 
rathes bis auf Höhe von 1,500,000 Rthlr. i. e. Eine Million fünfmal hun 
dert tauſend Thaler ſogenannte Stamm⸗Prioritaͤtsaktien ausgegeben werden, 
welche fuͤr das laufende Jahr aus dem Baufonds mit fuͤnf Prozent verzinſt 
werden, vom 1. Januar 1858. ab aber gleich den bereits vorhandenen Stamm⸗ 
Aktien an den Dividenden Theil nehmen, jedoch mit dem Vorzugsrechte, daß, 
wenn der verfuͤgbare Reinertrag zur Gewaͤhrung von vollen fuͤnf Prozent auf 
alle Stamm: und Stamm⸗Prioritaͤts⸗Aktien nicht zureicht, auf die letztern fuͤnf 
Prozent Dividende vorab gezahlt werden, auch den Inhabern der Mae 

ini: 


— 433 — 


Dividendenſcheine dasjenige, was etwa fuͤr ein Betriebsjahr weniger als fuͤnf 
Prozent auf die Prioritaͤts⸗Stammaktien vertheilt iſt, aus dem auf die übrigen 
Stammaktien fallenden Reinertrage der nachfifolgenden Jahre nachgezahlt wer⸗ 


den muß. Den Inhabern jetziger Stammaktien wird das Recht vorbehalten, 


nach Verhaͤltniß ihres Aktienbeſitzes dieſe Stamm-Prioritaͤtsaktien innerhalb 
einer bekannt zu machenden praflufivifchen Friſt zum Parikurſe zu zeichnen. 
Auch bei allen ferneren Emiſſionen von Stammaktien ſoll den Inhabern ſo⸗ 
wohl von Stamm⸗ als auch von Stamm⸗Prioritaͤts-Aktien nach Verhaͤltniß 
ihres Aktienbeſitzes die Betheiligung al pari vorbehalten bleiben. 


H. 14. 


Dem Staate bleibt uͤberlaſſen, die noch nicht in Betrieb geſetzten Zweig⸗ 
bahnen, deren Ausbau die Wilhelmsbahngeſellſchaft durch den unterm 9. Juli 
1856. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten vierten Statutennachtrag übernommen hat, ganz 
unausgefuͤhrt zu laſſen, und Seitens der Wilhelmsbahngeſellſchaft auf die ihr 
hierzu ertheilte landesherrliche Konzeſſion nach erfordertem Gutachten des Ver⸗ 
waltungsrathes zu verzichten. 


Insbeſondere ſteht es dem Staate zu, nach Anhoͤrung des Verwaltungs⸗ 
rathes auch fuͤr die Zweigbahn von Nicolai nach Idahuͤtte einen anderen Un⸗ 
ternehmer zu konzeſſioniren und alsdann von letzterem den Betrieb und die 
Unterhaltung dieſer Strecke für Rechnung der Wilhelms bahngeſellſchaft ohne 
den Vorbehalt eines, der letzteren zuſtehenden Kuͤndigungsrechts pachtweiſe zu 


übernehmen, 


H. 15. 


Von dem Staate wird weder der Geſellſchaft und den Aktionairen, noch 
dritten Perſonen gegenuͤber eine Garantie fuͤr einen Ertrag des Unternehmens 
der Wilhelmsbahngeſellſchaft uͤbernommen. i 


410, 


Alle dieſem Vertrage entgegenſtehenden Beſtimmungen der Geſellſchafts⸗ 
Statuten, ſowie der Nachträge zu denſelben, werden für die Dauer dieſes Ver⸗ 
trages aufgehoben. 


. 


Der gegenwaͤrtige Vertrag tritt mit dem erſten Tage des zweiten Mo⸗ 

nats nach feiner Publikation in der? Geſetz⸗Sammlung in Kraft. 
Sollte jedoch der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei⸗ 
ten ſchon vor idieſem Termine eine interimiſtiſche Koͤnigliche Verwaltung des 
Jahrgang 1857, (Nr. 46834684 i 57 Unter⸗ 
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Unternehmens der Geſellſchaft beftellen, fo ſollen der letzteren ſchon von Zeit 
ihrer Einſetzung ab alle Befugniſſe zuſtehen, welche durch dieſen Vertrag der 
nach H. 2. deſſelben zu beſtellenden Königlichen Direktion eingeraͤumt werden, 
und fuͤr dieſen Fall auch der im H. 3. angeordnete Verwaltungsrath mit den 
in dieſem Vertrage ihm beigelegten Befugniſſen in Wirkſamkeit treten. 


$. 18. 


Die Uebertragung der geſammten Verwaltung und des Betriebes des 
Unternehmens der Wilhelmsbahngeſellſchaft erfolgt Seitens der letzteren un⸗ 
widerruflich. Der Staat hat dagegen jederzeit die Befugniß, unter Aufhebung 
dieſes Vertrages die Verwaltung an die Geſellſchaft zuruͤckzugeben. 


Ratibor, den 22. April 1857. 


Ludwig Conſtantin von Noſtitz. Ernſt Engelmann. 
Joſeph Grenzberger. Joſeph Klapper. Otto Lewald. 
Herrmann Rösler. 


(Nr. 4684.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Mai 1857. betreffend das Ausſcheiden des Kreiſes 
Olpe aus dem Bezirke der Handelskammer zu Arnsberg. 


Ai den Bericht vom 22. April d. J. genehmige Ich, daß der Kreis Olpe 
aus dem Bezirke der Handelskammer zu Arnsberg ausſcheide, und die letztere 
in Zukunft nur aus neun Mitgliedern und ſechs Stellvertretern beſtehe, ruͤck⸗ 
ſichtlich deren Wahl es bei den Beftimmungen Meiner Order vom 11. Juni 
1851. bewendet. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Potsdam, den 4. Mai 1857. 


Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4685.) 


(Nr. 4685.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Mai 1857. betreffend die Aufhebung der Handels⸗ 
kammer zu Liegnitz. 


Ai den Bericht vom 18. April d. J. will Ich die auf Grund Meines Er⸗ 
e 18. November 1850. errichtete Handelskammer zu Liegnitz hierdurch 
aufheben. f 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 8 


Potsdam, den 4. Mai 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4686.) Geſetz, betreffend die außerordentlichen Geldbeduͤrfniſſe der Militairverwaltung 
fuͤr das Jahr 1856. und deren Deckung aus dem durch das Geſetz vom 
20. Mai 1854. (Geſetz-Sammlung S. 313.) bewilligten extraordinairen 
Kredit, ſowie die weitere Verwendung des Reſtbeſtandes dieſes Kredits. 
Vom 13. Mai 1857. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


H. 5 


Unſer Kriegsminiſter wird ermaͤchtigt, aus dem durch das Geſetz vom 
20. Mai 1854. (Geſetz⸗Sammlung ©. 313.) ihm bewilligten Kredit der dreißig 
Millionen Thaler, außer den in Folge dieſes Geſetzes und des Geſetzes vom 
7. Mai 1855. (Geſetz- Sammlung S. 269.) darauf angewiefenen Ausgaben 
fuͤr die außerordentlichen Beduͤrfniſſe der Militairverwaltung fuͤr die Jahre 
1854. und 1855. auch die im Jahre 1856. entſtandenen derartigen Beduͤrf⸗ 
niſſe der Militairverwaltung beſtreiten und den Geſammtbetrag dieſer Verwen⸗ 
dungen für die Jahre 1854., 1855, und 1856., nach Abzug der darauf in An⸗ 
Or. 40654686) 57 5 rechnung 


ie 


rechnung zu bringenden Ruͤckeinnahmen, bis auf Höhe von 14,205,167 Thaler 
in Rechnung ſtellen zu laſſen. 3 


H. 25 


Von dem nach Abzug der im H. 1. gedachten Ausgaben ſich ergebenden 
Beſtande des vorerwaͤhnten Kredits, welcher nach F. 2. des Geſetzes vom 
7. Mai 1856. (Geſetz-Sammlung ©. 402.) inſoweit, als darüber nicht an- 
derweitig im Wege des Geſetzes verfuͤgt wird, zu den Koſten des Baues der 
Kreuz⸗Kuͤſtrin⸗Frankfurter Eiſenbahn und der Saarbruͤcken⸗Trier-Luxembur⸗ 
ger Eiſenbahn beſtimmt iſt, werden dem Finanzminiſter uͤberwieſen, und zwar: 


1) zur Deckung des Defizits im Staatshaus halte aus den Jahren 1854, 
und 1855. = 4,700,774 Rthlr., 
Vier Millionen ſiebenmal hundert tauſend ſiebenhundert vier und fie: 
benzig Thaler; : 
2) zur Erhöhung des Betriebsfonds der General⸗Staatskaſſe auf den Be⸗ 
trag von fünf Millionen Thaler — 2,324,798 Rthlr., 
Zwei Millionen dreimal hundert vier und zwanzig tauſend ſiebenhun⸗ 
dert acht und neunzig Thaler, und 1 
3) zur Beſtreitung der Koſten, welche die Beibehaltung der dreijaͤhrigen 
Dienſtzeit bei allen Waffen erfordert, für die Zeit vom 1. Oktober 1856, 
bis Ende des Jahres 1857. — 1,173,938 Rthlr., 
Eine Million einmal hundert drei und fiebenzig tauſend neunhundert 
acht und dreißig Thaler. 


H. 3. 


Die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Kriegs⸗ 
Miniſter uͤbertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. v. M anteuffel II. 


(Nr. 4687.) 


= Am 


(Nr. 4687.) Geſetz, betreffend die Bewilligung einer Zinsgarantie für den durch Ausgabe 
von vier und ein halbprozentigen Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchaffenden 
Theil des Anlagekapitals der Breslau-Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn. Vom 
13. Mai 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


s fee mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 5 


H. 4: 


Die durch das Geſetz vom 20. Februar 1854. (Gefeß- Sammlung für 
1854. S. 94.) für. das Anlagekapital der Breslau-Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn 
mit den Dividenden und Extradividenden (F. 1. a. a. O.) uͤbernommene Zins⸗ 
garantie wird der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Betreff des Kapi⸗ 
talbetrages derjenigen vier und ein halbprozentigen Prioritaͤts-Obligationen, 
welche Behufs Vollendung des Baues und angemeſſener Ausruͤſtung der Bahn 
bis zur Summe von 4,250,000 Thalern neben den, zufolge des Privilegiums 
vom 20. Auguſt 1853. ausgegebenen acht Millionen Thalern in drei und ein 
halbprozentigen Prioritaͤts-Obligationen ausgegeben werden koͤnnen, nach naͤ⸗ 
herer Maaßgabe des anliegenden, unterm 21. Januar 1857. mit der Geſell⸗ 
1 ſchaft abgeſchloſſenen Vertrages hiermit bewilligt. 


H. 2. 


Unſer Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und Unſer 
Finanzminiſter ſind mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤn gen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1857. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


b. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. v. Manteuffel II. 


\ 


(Nr. 1687.) Vertrag 
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Vertrag 


zwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch das 
Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Breslau, einerſeits, und der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch die König⸗ 
liche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und den durch 
Beſchluß der Generalverſammlung vom 25. Auguſt 1856. hierzu 
ſpeziell autoriſirten Verwaltungsrath, andererſeits. 


gt. 


Zur Beſchaffung der auf 3,943,896 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf. (drei Mil⸗ 
lionen neunhundert drei und vierzig tauſend achthundert ſechs und neunzig Tha⸗ 
ler zwei und zwanzig Silbergroſchen ſechs Pfennige) ſchon jetzt ermittelten 
Mehrkoſten der Breslau-Poſen-Glogauer Eiſenbahn gegen das bei Abſchließung 
des Vertrages vom 28. Juli 1853. vorläufig angenommene Anlagekapital 
ſollen neue, vier ein halbprozentige Prioritäts⸗ Obligationen Litt. F. bis zur 
Hoͤhe eines Nominalkapitals von 4,250,000 Rthlrn. (vier Millionen und zwei⸗ 
hundert funfzig tauſend Thalern) ausgegeben werden. 5 


H. 2. 


Da die Behufs Erbauung der Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn kreir⸗ 


ten Prioritaͤts⸗Obligationen Litt. E. nur mit drei ein halb Prozent vom Staate 
aus deſſen Dividenden und Superdividenden garantirt ſind, es aber im In⸗ 
tereſſe des Unternehmens angemeſſen erſcheint, daß den nach H. 1. dieſes Ver⸗ 
trages zu einem hoͤheren Zinsfuße zu kreirenden neuen Obligationen auf die 
volle Hoͤhe der Zinſen ebenfalls eine Garantie geleiſtet werde, fo wird die Obere 
ſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ſelbſt mit ihrer eigenen Garantie der Garantie 
des Staates hinzutreten. a 5 


H. 3. 


Dieſer Hinzutritt erfolgt in der Weiſe, daß bei Unzulaͤnglichkeit des 
Reinertrages der Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn der Staat mit ſeiner 
Garantie bis auf Hoͤhe von drei ein halb Prozent vorweg eintritt, und erſt, 
was dann etwa noch ungedeckt bleibt, von der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefells 
ſchaft zuzuſchießen bleibt. ö 


§. 4. 


„Die näheren Bedingungen der Ausgabe der neuen Prioritäts⸗Obligatio⸗ 
nen Litt. F., ihre Amortiſation und ihr Verhaͤltniß zu den uͤbrigen re i 
t 5 9 l 
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Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, namentlich den Priori⸗ 
taͤts⸗Obligationen Litt. E., werden durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privile⸗ 
gium feſtgeſetzt. Der Vertrag vom 28. Juli 1853. bleibt, ſoweit er nicht durch 
vorſtehende Stipulationen modifizirt iſt, unverändert in Kraft. 


Breslau, den 21. Januar 1857. 


Ludwig Conſtantin v. Noſtitz. Louis Reichenbach. 


Albert Maybach. Louis Guttentag. 
Friedrich Ravenſtein. Moritz Landsberger. 
Eduard Guſtav Schiller. Ernſt Heimann. 
Carl Bormann. Rudolph Becker. 


Albert Ravenſtein. 


Fr. 4688.) Bekanntmachung der unterm 4. Mai 1857. erfolgten Allerhoͤchſten Genehmi⸗ 
ö gung von Abaͤnderungen und Zuſaͤtzen des Statuts der Niederrheiniſchen 
Dampfſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft in Duͤſſeldorf. Vom 21. Mai 1857. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die nach dem Protokoll vom 30. Juli 1855., 
ſowie nach dem notariellen Akte vom 5. Auguſt 1856. in den Generalverſamm⸗ 
lungen der Niederrheiniſchen Dampfſchleppſchiffahrts-Geſellſchaft in Duͤſſeldorf 
beſchloſſenen Abaͤnderungen und Zuſaͤtze ihres unter dem 22. Mai 1840. und 
20. Marz 1852. beftätigten Statuts mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. Mai 
d. J. zu genehmigen geruht, was nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes über 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt 
gemacht wird, daß die oben gedachten Abaͤnderungen und Zuſaͤtze mit der Be⸗ 
ſtaͤtgungs-Urkunde durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung in Duͤſſel⸗ 
dorf zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden. 


Berlin, den 21. Mai 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Gr. 40874690. r. 4689.) 


= 


(Nr. 4689.) Geſetz, betreffend das Verbot der Zahlungsleiſtung mittelſt auslaͤndiſcher Bank⸗ 
noten und ähnlicher Werthzeichen. Vom 25. Mai 1857, a S 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 1. 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


a verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


H. 1. 


e Auslaͤndiſche Banknoten oder ſonſtige, auf den Inhaber lautende, unver⸗ 
RN zinsliche Schuldverſchreibungen auslaͤndiſcher Korporationen, Geſellſchaften oder 
d Privaten duͤrfen, ohne Unterſchied des Muͤnzfußes, auf welchen ſie lauten, oder 
des Betrages, zu dem die einzelnen Stucke ausgefertigt ſind, zu Zahlungen 
nicht gebraucht werden. Der Umtauſch ſolcher auslaͤndiſchen Werthzeichen ges 
gen Preußiſches oder anderes im gemeinen Verkehr zugelaſſenes Geld unter⸗ 
liegt dieſem Verbote nicht. 


§i 2. 5 
Wer dergleichen auslaͤndiſche Werthzeichen ($. 1.) zur Leiſtung von Zah⸗ 


einer polizeilichen Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 


i §. 3. 
RR nr „le has Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1858. in Kraft. 4 
aber ehrmsehene Diaſſelbe kann im Wege Koͤniglicher Verordnung für einzelne Landes⸗ 
23 5 theile außer Anwendung geſetzt werden. 9 
W 77 Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 25. Mai 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. o. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Manteuffel II. 
Fuͤr den Kriegsminiſter: 
v. Hann. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) . 


lungen, dem vorſtehenden Verbote zuwider, ausgiebt oder anbietet, wird mil 


